
Ostpolitik des Vatıkans

Die Ernennung eines untıus 1n onn hat die se1it Jahren diskutierte Ostpolitik
des Heıligen Stuhls erneut 1Ns Gespräch gebracht. Dıie Verhandlungen mıiıt den Regıe-
LUNSCH der Ostblockstaaten geben kein einheitliches Biıld Themen, Methoden, Forde-
rungsen un: Zugeständnisse kommen 1U selten un nlie umtassend in die Oftfentlich-
keit. Offizielle Erklärungen sınd knapp un besagen wen1g. W ll INa  3 sıch eın Urteil
bılden, muß iNna  ; auf dıe Realitäten der Politik blicken, auf die Interessen der Partner
un autf das, W 4As sıch verändert oder nıcht verändert.

Keın Wunder, da{fß sich die Urteile widersprechen, daß s$1e nıcht selten VO politi-
schen Standort beeinflußt sınd un dem apst NUur zustiımmen, weıl Sie ıhn 1im Dienst
der „Entspannungspolitik“ meılnen. Es fällt auf, W1e häufıg Befürworter der heutigen
vatıkanıschen Ostpolitik das loben, W 4s s1e Verhalten 1US DE gegenüber dem
totalıtären Regıme des Nationalsozialismus tadeln: die Verständigungsbereitschaft, den
Verzicht auf Konfrontation und Proteste, die Absicht, auf dem Weg des Verhandelns
un: der klassıschen Dıplomatie ZU Ziel kommen. Wer die relıg1öse Freiheit un
das Leben der Kıirche 1n den Ostblockstaaten 1im Auge hat  9 kann sıch nach solchen
Urteilen nıcht richten. Er mu{fß 1m Blick auf die Sache seine Fragen stellen.

Dıie Erfolge sınd bescheiden, aber doch beachtenswert. In Jugoslawıen hat sich
das kirchliche Leben se1t dem Protokall VO  3 1966 1n einem zew1ssen Ausmafß normalıi-
s1Eert. In Ungarn, ın der : I'schechoslowake:i, neuerdings auch ın Bulgarıen werden vıiele
Bıstümer wıeder VO Bischöfen geleitet. Dıie Biıschöfe sFehen mi1t dem apst 1n Verbin-
dung un: können nach Rom reisen.

Dıie andere Seite der Bılanz: In Liıtauen un Lettland 1St die SowjJetunion unnach-
zjebig W1€e eh un je Die TIschechoslowakei praktiziert ıne einahe stalınıistische Kır-
chenpolitik. Hıer un 1n Ungarn konnten NUur solche Bischöfe ernannt werden, die das
Regıme präsentierte. Dıie Schikanen, die zahlreichen subtilen Methoden der Unter-
drückung des kıirchlichen Lebens un der Benachteiligung der Katholiken haben sıch
nırgendwo geändert. Die Fragen des Religionsunterrichts, des treien Zugangs ZU

Priesterberuf, der gleichen staatsbürgerlichen und beruflichen Rechte für praktizierende
Katholiken sınd nach WwW1e€e VOT ungelöst.

Betrachtet INa  z} Methoden un Ergebnisse dieser Politik, kann Ila  z} s1e nıcht pauschal
verurteilen. Rom mu{ß alles einsetzen, das kırchliche Leben erhalten. Es spricht
keıin Grund für die Annahme, die Katholiken könnten mehr Freiheiten erwerben,
WenNn der Vatiıkan auf Konfrontationskurs zinge. FEın Kırchenkampf 1St schnell enttfes-
selt, aber schwer durchzuhalten. Er verlangt eiınen Mut, der die zumutbaren Kräfte
WweIlt übersteigt. Totalıtäre Staaten besitzen fast unbegrenzte Machtmittel, die
Kırche auf Dauer auszuhquern.
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Der apst hat wen1g 1n der Hand, W 4as als Gegenleistung bieten könnte. Auf der
weltpolitischen Bühne findet freundliche Gesten, aber kaum Unterstützung. Welche
Macht, die auf die SowJetunion Druck auszuüben imstande 1St, würde sıch für die
Freiheit der Christen un des kirchlichen Lebens einsetzen? Hıer 1St Rom auf sich selbst
angewıesen. Es kommt darauf d} w1e geschickt un: Zzäh die Vertreter des Papstes
verhandeln, w1e realistisch VOTL allem S$1e abschätzen, welches Gewicht der katholische
Volksteıil 1MmM Machtkalkül der jeweiligen Regierung hat un welchen Preıs diese für
den Prestigegewınn einer Verständigung mi1t dem Heılıgen Stuhl zahlen bereıit 1St

Es gibt keinen Beweiıs für die Vermutung, 1m Hiıntergrund der vatiıkanıschen Ost-

politık stünde der Versuch einer ideologischen Verständigung mıiıt dem Kommunısmus.
Nırgends äßt sıch dıe Tendenz teststellen, iIna  e} dränge aut einen Ausgleich jeden
Preıs. Im Gegenteıl, der römische Verhandlungsstil scheint MI1t dem Wachsen der Er-

fahrungen härter geworden se1n. Die Erklärungen des Heılıgen Stuhls auf der
Sicherheitskonferenz machen auch deutlich, daß sıch der Vatiıkan nıcht auf dıe Wahrung
der Rechte der Kırche beschränkt, sondern für die Menschenrechte überhaupt eintritt,
weiıl Religionsfreiheit 1LLUr 1mM Rahmen der allgemeinen Freiheitsrechte möglıch 1St

Trotzdem leiben Einwände un Fragen. Der Vatikan aßt sıch VO dem klassı-
schen Prinzıp der Diıplomatıe leıten, durch Vereinbarungen un Absprachen seine Inter-

sıchern. Triflt dieses Prinzıp auch die Wirklichkeit totalıtärer Staaten? Die
Erfahrung MIt dem Nationalsozialısmus Jegt eher das Gegenteıl nahe. Stellt Rom
genügen 1n Rechnung, daß solche Regierungen andere Ziele erreichen wollen, eLtwa

dıe Unterstutzung der weltpolitischen Ziele der SowjJetunion, oder internationale An-
erkennung, oder die Desavoujerung regimefeindlicher Katholiken, oder schärfere Kon-
trolle einer Kırche, dıe (wıe 1im Fall der DDR) nach Erfüllung der Wünsche der Regıe-
Iung auch organisatorisch auf das staatliıche Territorium eingeschränkt waäare”r Bedenkt
INAall, daß die kommunistischen Staaten das größte Interesse daran haben, die wahre
Lage der Kırche 1ın ıhrem Land verschleiern, da{fß also auch das Schweigen des Vatı-
kans, das Unterlassen VO Protesten den Zielen der Machthaber dient? Ist INa  o siıch
bewußt, da{fß durch den undifterenzierten Gebrauch heute doppelbödiger Begrifte
W1€e „Friede“, „Entspannung” oder „Versöhnung“ das Mißverständnis entstehen kann,
der Vatıkan habe sıch das Östliche Konzept eigen gemacht?

uch die Kritiker der heutigen vatikanıschen Ostpolitik leugnen ıcht die Notwen-
digkeıit, durch Verhandlungen den Lebens- un Freiheitsraum der Christen un der
Kirche sıchern. Be1 aller moralıschen Autorıität, die ıhm zugesprochen wırd, darf
der Vatikan jedoch ıcht übersehen, daß die politische Wirklichkeit diıesem Anspruch
oft diametral entgegensteht. Dıie rage heifßt daher, ob Rom die Probleme deutlich

sıeht, ob sıch n1ıe€e VO Wunschdenken leiten aßt un ob keine Vorleistungen
gewährt, ohne entsprechende Gegenleistungen erhalten. Was bısher VO dieser Poli-
tik 1n der Oftentlichkeit siıchtbar wurde, erlaubt eın eindeutiges Ja auf solche Fragen.

Wolfgang Seibel SJ

650


